
 

SCHLESWIG-HOLSTEINISCHER LANDTAG Drucksache 18/2626 
18. Wahlperiode 2015-01-13 

Antrag 
 
der Fraktionen von SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der Abgeord-
neten des SSW  
 

Bund muss Hinterlandanbindung und feste Fehmarnbeltquerung koordinieren 
 
        

Der Landtag wolle beschließen: 
 

1. Der Bund muss sicherstellen, dass die dänischen und deutschen Verfahren bei der 

festen Fehmarnbeltquerung und der Hinterlandanbindung koordiniert werden. Unab-

hängig davon, wie man sich zur Fehmarnbeltquerung positioniert, muss es darum 

gehen, erhebliche Nachteile für die Region Ostholstein zu vermeiden.  

2. Der Bund wird aufgefordert, die Hinterlandanbindung der Fehmarnbeltquerung voll-

ständig und auskömmlich, an sozialen ebenso wie an ökologischen Belangen orien-

tiert, zu finanzieren. Dazu gehört auch eine verbindliche Perspektive für die 

Fehmarnsundquerung. 

3. Die Landesregierung wird gebeten, auf Bundesebene dafür einzutreten, dass die Fi-

nanzierung der Hinterlandanbindung nicht auf Kosten anderer Verkehrsprojekte in 

Schleswig-Holstein erfolgt. 

4. Der Landtag stellt fest, dass das Raumordnungsverfahren des Landes notwendig 
war, um Nachteile für die Region Ostholstein zu minimieren. Die Landesregierung 
wird gebeten, die Ergebnisse des Dialogforums in die Planung mit einfließen lassen 
und sicherzustellen, dass künftig erweiterte Beteiligungsmöglichkeiten im Verfahren 
angewandt werden. 

 
 
  



Begründung: 
Da das Projekt einer festen Fehmarnbeltquerung von Anfang an von Befürchtungen begleitet 
war, dass der Bund und Dänemark die Interessen Schleswig-Holsteins bzw. der Region Ost-
holstein vernachlässigen könnten, hält es der Landtag für zwingend, dass sich der Bund zu 
seiner Verantwortung für eine koordinierte Planung klar bekennt. 
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